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J. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaſtlich betreffen 


Fünfte Durchführungsverordnung legungskonto bei der von der Reichsſtelle für Devifen- 
zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung. bewirtſchaftung bezeichneten Stelle eingezahlt werden, ber 
Bom 25. Mai 19363)? ftimmt die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung im 
ee )” Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen. 
Auf Grund von § 55 des Geſetzes über die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung (Deviſengeſetz) vom 4. Februar 1935 $3 
(Reid8gefegbl. I S. 106) wird verordnet: Die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung kann an- 
ordnen, daß die Freigrenze ($ 28 des Deviſengeſetzes) für 
§ 1 | beftimmte Recht8hanblungen, Verwendungszwecke, Per- 


i inländifche Gebiete nicht gilt. 
IC nl ebicterwiSt g 


führungsverordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirt⸗ 9 4 

ſchaftung vom 1. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1408) Á 5 

gelten für inländiſche Scheidemünzen entſprechend. Als Gold und Edelmetalle im Sinne von $ 13 des 
Deviſengeſetzes gelten auch folde ganz oder teilweiſe aus 


Gold oder Edelmetallen hergeſtellte Halb- und Fertig- 


8 2 waren, die üblicherweiſe nicht aus dieſen Metallen her- 
di Aber die Verwertung der Reichsmarknoten und inlän- geſtellt werden. 
diſchen Scheidemünzen, die nach Artikel 1 der Dritten § 5 


Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Devifen- 
Swirtſchaftung vom 1. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
1408) und 8 1 dieſer Verordnung auf ein Hinter- 


(1) Verlegt ein Inländer ſeinen Wohnſitz oder ger 
wöhnlichen Aufenthalt nach dem Ausland, jo erſtrecken 
— ſich die Beſchrankungen und Verbote bes Deviſengeſetzes 
) DRY i oder einer Durchführungsverordnung auch auf den Erlös 
» Neal a Fr tom 2k 11 ne des Geſetzes zur und die Erträgniſſe von Urheberrechten und Verlags- 

e mene Be ae rechten, die der Auswanderer im Zeitpunkt der Aus, 


Deviſenbewirt ichtlini ichti sblätter 
werden — H nebſt Richtlinien. Berichtigungsblͤtter wanderung innehat, ſofern er dieſe Rechte unbeſchränkt 
55 


oder in beſchränktem Umfange unter Lebenden oder von 
Todes wegen erworben hat. Urheberrechte ſind die Rechte 
aus dem Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunſt vom 19. Juni 1901 (Reichs⸗ 
gefebbl. S. 227) in der Faſſung des Geſetzes vom 


22. Mai 1910 (Reichsgeſetzbl. S. 793) ſowie aus dem 


Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künſte und der Photographie vom 9. Januar 1907 
(Reichsgeſetzbl. S. 7) in der Faſſung des Geſetzes vom 
22. Mai 1910 (Reichsgeſetzbl. S. 793). Verlagsrechte 
ſind die Rechte aus Verlagsverträgen, die unter das Geſetz 
über das Verlagsrecht vom 19. Gum 1901 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 217) in der Faſſung des Geſetzes vom 
22. Mai 1910 (Reichsgeſetzbl. S. 793) fallen, ſowie aus 
ſolchen Verlagsverträgen, in denen der Verleger als 
Kommiſſionär tätig iſt. 


(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nicht für Werte 
eines Pflichtigen, die insgeſamt dem Werte nach den 
Betrag von 1 000 Reichsmark nicht überfteigen; auf den 
Betrag von 1 000 Reichsmark ſind Beträge anzurechnen, 


die der Pflichtige auf Grund von $6 Abſ. 2 Satz 1 der 


Dritten Durchführungsverordnung zum Geſetz über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 1. Dezember 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 1408) in Anſpruch nimmt. § 2 Abſ. 1 Satz 3 
der Durchführungsverordnung zum Geſetz über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 4. Februar 1935 (Neichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 114) findet entſprechende Anwendung. 


§ 6 
Die in den §§ 42, 45, 46, 47 des Deviſengeſetzes an- 
gedrohten Strafen und ſonſtigen Maßnahmen finden auch 
Anwendung auf Zuwiderhandlungen gegen $5 dieſer 
Verordnung. 


SY 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Juni 1936 in Kraft. 


Berlin, den 25. Mai 1936 


Der RNeichswirtſchaftsminiſter 
Mit der Führung der Geſchäfte beauftragt: 
Dr. Hjalmar Schacht 
Präſident des Reichsbankdirektoriums 


Der Reichsminifter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Fünfte Verordnung zur Anderung der Richtlinien 
für die Deviſenbewirtſchaftung. 
Vom 26. Mai 1936 


Auf Grund von $2 Abſ. 2 des Geſetzes über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 4. Februar 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 106) werden im Einvernehmen mit dem 
Reichswirtſchaftsminiſter, dem Reichsminiſter der Finanzen 
und dem Neichsminiſter für Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaft die Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung vom 
4. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 119) in der Faſſung 


der Erſten, Zweiten, Dritten und Vierten Verordnung 


zur Anderung der Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung und der Ergänzungsverordnung zur Zweiten Ver: 
ordnung zur Anderung der Richtlinien für die Devifen- 
bewirtſchaftung vom 25. Februar, 15. Mai, 21. Mai, 
12. September und 2. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 282, 513, 552, 605, 682, 1149, 1410) mit Wirkung 
vom 1. Juni 1936 wie folgt geändert: 
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1. Im Abſchnitt I Nr.1 wird hinter der Begriffs- 
beſtimmung »Dritte Durchführungsverordnung« einge- 
fügt: 
die Vierte 
die 


»Vierte Durchführungsverordnung: 
Durchführungsverordnung zum Geſetz über 
Deviſenbewirtſchaftung vom 23. Dezember 1935, 

Fünfte Durchführungsverordnung: die Fünfte 
Durchführungsverordnung zum Geſetz über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 25. Mai 1936/4. 


2. Im Abſchnitt I Nr. 1 wird in der Begriffsbeſtim⸗ 
mung »Kreditſperrguthaben« das Wort »Notenſperrgut⸗ 
haben« erſetzt durch: »Sortenſperrguthaben«. 

3. Im Abſchnitt I Nr. 1 wird die Begriffsbeſtimmung 
»Notenſperrguthaben« durch folgende Begriffsbeſtimmung 


erſetzt: 


»Sortenſperrguthaben: Sperrguthaben, die nach 
$1 Abſ. 1 Satz 2 und Abf. 3, § 2 Abſ. 2 Satz 2 und 
Abſ. 3 der Dritten Durchführungsverordnung oder 
§ 1 der Fünften Durchführungsverordnung entſtanden 
ſind, auch wenn zugleich einer der Tatbeſtände des 
$ 16 des Deviſengeſetzes erfüllt ift;«. 


4. Im Abſchnitt I wird hinter Nr. 10 als Nr. 10 A 
eingefügt: 

»10 A. Soweit die Richtlinien beſtimmte Hand- 
lungen, die nach dem Deviſengeſetz oder den Durch⸗ 
führungsvorſchriften genehmigungsbedürftig ſind, 
ohne Genehmigung für zuläſſig erklären, kann die 
Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung im Einzelfall 
anordnen, daß ein beſtimmter Vorgang der Genehmi⸗ 
gung bedarf. Die Anordnung der Reichsſtelle wird 
mit dem Zugehen an denjenigen, der die Handlung 
nur mit Genehmigung vornehmen darf, wirkſam. «. 


5. Im Abſchnitt II Nr. 27 erhalten die Abſ. 1 und 3 
folgende Faſſung: 

»(1) Eine Genehmigung nach § 13 des Devifen- 
geſetzes iſt nicht erforderlich für die Zurückſchaffung 
von Reichsmarknoten und inländiſchen Scheide⸗ 
münzen nach § 1 Abf. 2 Satz 3 der Dritten Durch⸗ 
führungsverordnung und $1 der Fünften Durch⸗ 
führungsverordnung in Verbindung mit der ge- 
nannten Vorſchrift.«. 

»(3) Genehmigungen zur berweiſung eines Be⸗ 
trages ins Ausland berechtigen nicht zur Verſendung 
oder Überbringung von Reichsmarknoten, inländiſchen 
Goldmünzen oder inländiſchen Scheidemünzen. . 


Abſchnitt II Nr. 43 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

»(2) Eine Genehmigung nach § 16 des Devifen- 
geſetzes zur freien Verfügung des Kontoinhabers 
kann Kreditinſtituten und Reiſebüros im Ausland, 
die inländiſche Scheidemünzen einſenden, erteilt 
werden, wenn ſie den Nachweis führen, daß ſie die 
Scheidemünzen durch Amwechflungen in Höhe von 
nicht mehr als 50 Reichsmark für jede Perſon von 
Inländern erworben haben, welche dieſe Beträge auf 
Grund einer Dringlichkeitsbeſcheinigung, eines die 
Mitnahme von weiteren 50 Reichsmark über die 
Freigrenze hinaus zulaſſenden Reiſeverkehrsabkom⸗ 
mens (val. Nr. 80 Abf. 2) oder einer zur Mitnahme 
von inländiſchen Scheidemünzen berechtigenden 
Einzel⸗ oder allgemeinen Genehmigung ins Ausland 
überbracht haben. Die näheren Beſtimmungen über 
die Führung des Nachweiſes trifft die Neichsſtelle 
für Deviſenbewirtſchaftung. Die Genehmigung kann 
für den Einzelfall oder in allgemeiner Form erteilt 
werden. «. 


7. Im Abſchnitt II Nr. 53 Abſ. 1 erhält der Unter- 
abſatz e) folgende Faſſung: 
»e) Sortenſperrguthaben «. 


for) 
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8. Im Abſchnitt II Nr. 56 Abf.3 wird hinter den 
Worten »der in Nr. 53 Abſ. 1 zu a) bis c)« eingefügt: 
»und e) «. 


9. Im Abſchnitt II Nr. 78 wird am Ende folgender 
Satz angefügt: 
»Die Paßeintragung hat die Überſchrift: »Frei⸗ 
queme, ene « [folgen Monats⸗ 
name und Jahreszahl) zu tragen. «. 


10. Abſchnitt II Nr. 79 erhält folgende Faſſung: 


»Geſellſchaften, Körperſchaften, Stiftungen und An⸗ 
ftalten ſteht die Freigrenze nicht zu. «. 


11. Im Abſchnitt II wird hinter Nr. 81 als Nr. 81A 
eingefügt: 
»81 A. Die Freigrenze gilt nicht 

a) für die Verſendung von inländiſchen Zahlungs⸗ 
mitteln ins Ausland oder aus dem Inland in 
die badiſchen Zollausſchlußgebiete, 

b) für die Gutſchrift von Reichsmarkbeträgen auf 
dem freien Reichsmarkkonto eines Ausländers 

c) für die Bezahlung von Waren, 

d) für Unterſtützungszahlungen; zuläſſig bleiben 
jedoch Unterſtützungszahlungen an Verwandte 
in gerader Linie, Geſchwiſter und Ehegatten; 

e) für Reifeswede; zuläſſig bleibt jedoch die Tiber- 
bringung von Zahlungsmitteln ins Ausland 
im Reiſeverkehr und der Erwerb von ausländi⸗ 
ſchen Zahlungsmitteln zum Zwecke der Über⸗ 
bringung ins Ausland im Reiſeverkehr. «. 


E. Hinter Abſchnitt II Nr. 81 A wird an Stelle des 
Anterabſchnitts 


» Qu Artikel Ider Dritten Durchführungs⸗ 
À verordnung« (Nr. 82 bis 85) 
eingefügt: 


»Zu Artikel] der Dritten Durchführungs⸗ 
verordnung und $1 der Fünften Durd- 
führungsverordnung 
82. Hinterlegungsſtelle im Sinne von § 1 Abſ. 3, 
92 Abſ. 2 und 3 der Dritten Durchführungsver⸗ 


ordnung und $1 der Fünften Durchführungsver⸗ 
ordnung iſt die Deutſche Golddiskontbank, Berlin 
SW 111. 


83. Die Vorſchriften des § 1 Abſ. 1 Satz 1 der 
Dritten Durchführungsverordnung und des $ 1 der 
Fünften Durchführungsverordnung in Verbindung 
mit der genannten Vorſchrift finden bis auf weiteres 
keine Anwendung auf Reichsmarknoten in Stüde- 
lungen bis zu 20 Reichsmark, die bis zum Betrage 
von 30 Reichsmark von Ausländern im Reiſeverkehr 
eingebracht werden, und auf inländiſche Scheide⸗ 
münzen, die bis zum Betrag von 60 Reichsmark von 
Ju oder Ausländern im Reiſeverkehr eingebracht 
werden. Für den Verkehr in Grenzgebieten kann die 
Neichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung die Vor⸗ 
ſchrift des Satz 1 einſchränkende Beſtimmungen er⸗ 
laſſen. 


84. Die Vorſchriften des $1 Abſ. 1 Satz! der 
Dritten Durchführungsverordnung und des 81 der 
Fünften Durchführungsverordnung in Verbindung 
mit der genannten Vorſchrift finden keine Anwen⸗ 
dung auf eingeſandte Reichsmarknoten und inlän⸗ 
diſche Scheidemünzen, die von der Ausgabeſtelle auf- 
gerufen worden find, ſofern die Einſendung an die 
Ausgabeſtelle oder die Deutſche Golddiskontbank 
geſchieht. 


85. Eine Anzeige nach § 2 Abſ. 2 und 3 der 
Dritten Durchführungsverordnung und § 1 der 
Fünften Durchführungsverordnung und eine Ge- 
nehmigung iſt nicht erforderlich, wenn eine Deviſen⸗ 
bank an ſie eingeſandte oder bei ihr eingereichte 
Reichsmarknoten oder inländiſche Scheidemünzen 
dem Einſender oder Einreicher auf einem Sorten⸗ 
ſperrguthaben gutſchreibt, dem Einſender in das 
Ausland zurückſendet oder auf einem Hinterlegungs⸗ 
konto bei der Deutſchen Golddiskontbank einzahlt. «. 


Berlin, den 26. Mai 1936 
Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung 


In Vertretung: 
(gez.) Hartenſtein 


II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Einfuhr von lebenden Gänſen der Tarifnr. 107 
zum Vertragszollſatz 
— Ohne weitere Mitteilung — 


Die Berechtigungsſcheine für die Einfuhr von lebenden 
Gänſen der Tarifnr. 107 zum Vertragszollſatz (vgl. Ber- 
fügung vom 13. November 1935 — Z 1400 — 2018 II = 
RQBI. S. 481) werden nad) einer Anordnung des Reihs- 
und Preußiſchen Miniſters für Ernährung und Landwirt 
ſchaft künftig nicht mehr von der Reichsſtelle für Tiere 
und tieriſche Erzeugniſſe, ſondern von der Reichsſtelle für 
Eier, Berlin MI, Voßſtr. 18, ausgeſtellt. 


RF M. vom 26. Mai 1936 — Z 1400 — 928 11 
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